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Nie wi(e)der Krieg?

Es geht wieder los. Ermutigt durch das 
Schweigen der NATO-Partner könnten 
Erdogan und sein AKP-Regime die türki-
schen Kriegsdrohungen gegen die demo-
kratische Selbstverwaltung im nordsyri-
schen Rojava in einen konkreten Angriff 
verwandeln. Ende Mai kündigte er wäh-
rend eines öffentlichen Auftritts auf 
einer Militärwerft am Marmarameer an, 
einen 30 Kilometer breiten Streifen ent-
lang der Grenze zu Nordsyrien beset-
zen zu wollen. Die Vorbereitungen für 
den Angriff sollen laut türkischen Angaben 
bereits abgeschlossen sein. 

Andernorts in Kurdistan läuft der Krieg 
schon seit Monaten – abseits jeglicher 
Aufmerksamkeit und Empörung. Bereits 
am 17. April begann die türkische Armee 
eine Invasion in der Zap-Region in Süd-
kurdistan. Das war der vorläufige Gipfel 
einer langen Reihe völkerrechtswidriger 
türkischer Interventionen im Norden des 
Irak. Seitdem finden in den Bergen Kur-
distans, in denen viele Dörfer liegen und 
Zivilistinnen und Zivilisten leben, heftige 
Kämpfe statt. Täglich sterben Soldaten 
und Guerillakämpferinnen. Und auch in 
Rojava, in Nordsyrien, wird seit Monaten 
ein Krieg niedriger Intensität gegen die 
Zivilbevölkerung und ihre Selbstverwal-
tung ausgetragen. Seit Beginn des Jahres 
hat es dort mindestens 75 türkische 
Drohnenanschläge aus der Luft gegeben. 
Alleine im Monat August 2022 wurden 
dabei zehn Zivilisten getötet und 28 ver-
letzt, wie das Rojava Information Center 
dokumentiert hat. 

Gewaltpolitische Kontinuität
Erdogan kann seine Kriegspolitik bislang 
ungehindert verfolgen. Kritik der NATO-
Allianz, in der die Türkei seit Februar 
1952 Mitglied ist, blieb bislang aus. Erdo-
gans zerstörerische Verhandlungs- und 

Gestaltungsmacht ist durch den Ukraine-
Krieg noch gestiegen, da er sich als ver-
meintlich neutraler Vermittler zwischen 
Russland und der Ukraine präsentiert und 
Gespräche auf türkischem Boden statt-
finden. 

Unbeschadet der von ihm beim letzten 
NATO-Gipfel abgegebenen Absichtser-
klärung sperrt sich Erdogan nach wie vor 
gegen die Aufnahme von Schweden und 
Finnland in das Bündnis. Aus Sicht des 
AKP-Regimes leisten diese Länder »Ter-
rorhilfe« und beherbergen »Terroristen«. 
Diese vermeintlichen »Terrororganisati-
onen« sind z. B. Hilfsprojekte in Rojava, 
mit denen die Wasserversorgung aufge-
baut wird oder Frauen, die Gewalt durch 
die IS-Terrormiliz erfahren haben, Schutz 
finden – humanitäre Hilfe also, die durch 
Schweden mitfinanziert wurde. Die »Ter-
roristen«, auf die Erdogan abzielt, sind 
Kurdinnen und Kurden, die sich in Schwe-
den und Finnland organisieren und dort 
bisher keine Verfolgung erfahren haben – 
anders als zum Beispiel in Deutschland. 

Türkei verlangt Kurden- 
verfolgung in ganz Europa

Aber auch kurdischstämmige Politike-
rinnen und Politiker stehen im Visier, so 
wie die linke unabhängige Abgeordnete 
Amineh Kakabaveh aus Schweden, die 
ursprünglich aus Ostkurdistan stammt. 
Kürzlich forderte der türkische Botschaf-
ter in Stockholm sogar ihre Auslieferung 
(später wurde diese Aussage von der Bot-
schaft als »Missverständnis« relativiert). 
Kakabaveh selbst ist übrigens gegen den 
NATO-Beitritt Schwedens und hat der 
amtierenden sozialdemokratischen Minis-
terpräsidentin ihre Unterstützung ent-
zogen. Sie kritisiert, dass die Kurdinnen 
und Kurden erneut auf dem Altar der 
Großmächte geopfert werden könnten – 

Fortgesetzte völkerrechtswidrige 
Interventionsgewalt in Südkurdistan

Im Schatten des Kriegs 
in der Ukraine plant der 
türkische Regierungschef 
Erdogan einen erneuten 
Angriff in Nordsyrien. 
Die von der NATO nicht 
sanktionierte Kriegspolitik 
der Türkei beweist, dass 
der Allianz eine „gegen die 
territoriale Unversehrtheit“ 
oder die „politische 
Unabhängigkeit eines 
Staates“ gerichtete völker-
rechtswidrige Gewalt nur 
dann als Verstoß gegen 
das „Aggressionsverbot“ 
kritisiert, wenn sie von 
Dritten ausgeht und die 
eigene Interessenpolitik 
berührt. 
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dieses Mal mit Schwedens Unterstützung. 
Erdogan versucht neben Geflüchteten nun 
auch wieder Kurdinnen und Kurden als 
Druckmittel für seine Träume einer regio-
nalimperialistischen Großmacht einzuset-
zen. Deutlich wird so auch, dass die kur-
dische Frage nicht nur eine regionale ist, 
sondern internationale Bedeutung hat. 

Erst jetzt, nachdem die Erweiterung der 
NATO aufgrund der Türkei kurzzei-
tig ins Stocken gerät, wird Kritik laut: Mit 
einer derartigen Blockadehaltung würde 
die Türkei nicht zur NATO-Gemein-
schaft gehören. Die Politikwissenschaftle-
rin Dilar Dirik bezeichnet das als falsche 
Rhetorik, denn die Türkei ist seit mehr als 
siebzig Jahren ein elementarer Bestand-
teil des Bündnisses. Die türkische Kriegs-
politik wurde nie seitens der NATO sank-
tioniert. 

Die NATO bezeichnet sich selbst zwar als 
»Wertegemeinschaft« und ihre Mitglieder 
sind laut Gründungsdokument aus dem 
Jahr 1949 »der UNO-Charta verpflichtet« 
sowie »den Prinzipien der Demokratie, 
individuellen Freiheiten und der Rechts-
staatlichkeit«. Die Angriffe auf Libyen, den 
Irak, Afghanistan und das frühere Jugo-
slawien sprechen eine andere Sprache. 
Genauso wie die seit 1976 anhaltende 
völkerrechtswidrige Besatzung Nord-
zyperns durch die Türkei, die keinerlei 
Erwähnung mehr findet.

Auch Cemil Bayik, der Ko-Vorsitzende 
des Exekutivrats der KCK (Koma Civakên 
Kurdistan, Gemeinschaft der Gesell-

schaften Kurdistans), betonte die Rolle 
der NATO im Krieg gegen Kurdistan: 
»[...] Da die Türkei Mitglied ist, erhält 
sie sehr umfassende Unterstützung von 
der NATO. Ohne diese Hilfe hätte die 
Türkei diesen Krieg nicht bis heute führen 
können.« 

Außenpolitische Gewalt mit 
innenpolitischem Kalkül

Ein Angriff auf Rojava hat für die Türkei 
auch eine starke innenpolitische Kom-
ponente. Im Jahr 2023 stehen Wahlen an 
und alle Umfragen weisen auf eine deutli-
che Schwächung der AKP hin. Die immer 
wiederkehrenden Angriffe und Invasio-
nen der Türkei in Syrien – die Besetzung 
einer Region Nordsyriens zwischen Azaz 
und dem Euphrat im August 2016, der 
Angriff und die Besetzung von Afrin 2018 
sowie Serekaniye und Gire Spi im Jahr 
2019 – gingen immer mit einer gesteiger-
ten Zustimmungsrate in der türkischen 
Bevölkerung einher. Krieg vereint einen 
Teil der Bevölkerung hinter dem Regime 
und seiner Armee und lässt Probleme wie 
Arbeitslosigkeit und Armut in den Hin-
tergrund treten – aber eben nur kurzzei-
tig. So verleitet die derzeitige schwierige 
innenpolitische Lage die AKP dazu, sich 
außenpolitisch durch eine weitere kriege-
rische Auseinandersetzung zu behaupten. 

Hinzu kommt, dass Erdogan Anfang 
Mai angekündigt hat, eine Million syri-
sche Geflüchtete, die bisher in der Türkei 
gelebt haben, nach und nach in eigens für 

sie angelegte »Siedlungen« in den türkisch 
besetzten Teilen Nordsyriens zurückzu-
führen. Dafür wird Platz und ein zusam-
menhängendes Gebiet benötigt, dass so 
auch sukzessive in türkisches Staatsge-
biet überführt werden kann. Die Zah-
lung von Gehältern in türkischen Lira, die 
Eröffnung von türkischsprachigen Schulen 

und die Einsetzung eigener Gouverneure 
deuten darauf hin, dass dieses Gebiet dau-
erhaft kolonisiert werden soll. Mit diesen 
Invasionen ging auch die Stärkung dschi-
hadistischer Milizen einher, die neben den 
türkischen Soldaten die Besatzung absi-
chern. Viele von ihnen waren früher Teil 
der IS-Terrormiliz, die im Untergrund 
nach wie vor existiert. Sie ist inzwischen 
wieder zunehmend in der Lage, Angriffe 
durchzuführen, wie der Sturm auf das IS-
Gefängnis in Al-Hassaka im Januar 2022 
gezeigt hat. 

Khaled Davrisch, Vertreter der Selbstver-
waltung Rojavas in Berlin, erklärt gegen-
über dem Tagesspiegel, dass »ein Knie-
fall vor Erdogan die Bemühungen um eine 
friedliche Lösung in Syrien torpedieren« 
wird. Doch nicht nur das. Ein türkischer 
Angriff mit Segen der NATO wird der 
Position weitere Nahrung geben, dass das 
Gerede von gemeinsamen Werten, Frei-
heit und Demokratie, nur dann gilt, wenn 
es den eigenen Interessen des Bündnis-
ses dient.  
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